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Gesetz
zur Stärkung der Teilhabe

und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen
(Bundesteilhabegesetz — BTHG)

Vom 23. Dezember 2016

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates
das folgende Gesetz beschlossen:
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Teil 1

Regelungen für
Menschen mit Behinderungen und

von Behinderung bedrohte Menschen

Kapitel 1

Allgemeine Vorschriften

§1

Selbstbestimmung und
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft

Menschen mit Behinderungen oder von Behinderung
bedrohte Menschen erhalten Leistungen nach diesem
Buch und den für die Rehabilitationsträger geltenden
Leistungsgesetzen, um ihre Selbstbestimmung und ihre
volle, wirksame und gleichberechtigte Teilhabe am Le
ben in der Gesellschaft zu fördern, Benachteiligungen
zu vermeiden oder ihnen entgegenzuwirken. Dabei wird
den besonderen Bedürfnissen von Frauen und Kindern
mit Behinderungen und von Behinderung bedrohter
Frauen und Kinder sowie Menschen mit seelischen
Behinderungen oder von einer solchen Behinderung
bedrohter Menschen Rechnung getragen.

§2

Begdftsbestimmungen
(1) Menschen mit Behinderungen sind Menschen,

die körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeein
trächtigungen haben, die sie in Wechselwirkung mit
einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der
gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft mit
hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate hin
dern können. Eine Beeinträchtigung nach Satz 1 liegt
vor, wenn der Körper- und Gesundheitszustand von
dem für das Lebensalter typischen Zustand abweicht.
Menschen sind von Behinderung bedroht, wenn eine
Beeinträchtigung nach Satz 1 zu erwarten ist.

(2) Menschen sind im Sinne des Teils 3 schwerbe
hindert, wenn bei ihnen ein Grad der Behinderung von
wenigstens 50 vorliegt und sie ihren Wohnsitz, ihren
gewöhnlichen Aufenthalt oder ihre Beschäftigung auf
einem Arbeitsplatz im Sinne des § 156 rechtmäßig im
Geltungsbereich dieses Gesetzbuches haben.

(3) Schwerbehinderten Menschen gleichgestellt wer
den soflen Menschen mit Behinderungen mit einem
Grad der Behinderung von weniger als 50, aber wenigs
tens 30, bei denen die übrigen Voraussetzungen des
Absatzes 2 vorliegen, wenn sie infolge ihrer Behinde
rung ohne die Gleichstellung einen geeigneten Arbeits
platz im Sinne des § 156 nicht erlangen oder nicht
behalten können (gleichgestellte behinderte Menschen).

§3

Vorrang von Prävention
(1) Die Rehabilitationsträger und die Integrationsäm

ter wirken bei der Aufklärung, Beratung, Auskunft und

Ausführung von Leistungen im Sinne des Ersten Bu
ches sowie im Rahmen der Zusammenarbeit mit den
Arbeitgebern nach § 167 darauf hin, dass der Eintritt
einer Behinderung einschließlich einer chronischen
Krankheit vermieden wird.

(2) Die Rehabilitationsträger nach § 6 Absatz 1 Num
mer 1 bis 4 und 6 und ihre Verbände wirken bei der
Entwicklung und Umsetzung der Nationalen Präven
tionsstrategie nach den Bestimmungen der § 20d
bis 20g des Fünften Buches mit, insbesondere mit der
Zielsetzung der Vermeidung von Beeinträchtigungen
bei der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft.

(3) Bei der Erbringung von Leistungen für Personen,
deren berufliche Eingliederung auf Grund gesundheit
licher Einschränkungen besonders erschwert ist, arbei
ten die Krankenkassen mit der Bundesagentur für
Arbeit und mit den kommunalen Trägern der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende nach § 20a des Fünften
Buches eng zusammen.

§4
Leistungen zur Teilhabe

(1) Die Leistungen zur Teilhabe umfassen die not
wendigen Sozialleistungen, um unabhängig von der Ur
sache der Behinderung
1. die Behinderung abzuwenden, zu beseitigen, zu

mindern, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder ihre
Folgen zu mildern,

2. Einschränkungen der Erwerbsfähigkeit oder Pflege-
bedürftigkeit zu vermeiden, zu überwinden, zu min
dern oder eine Verschlimmerung zu verhüten sowie
den vorzeitigen Bezug anderer Sozialleistungen zu
vermeiden oder laufende Sozialleistungen zu min
dern,

3. die Teilhabe am Arbeitsleben entsprechend den Nei
gungen und Fähigkeiten dauerhaft zu sichern oder

4. die persönliche Entwicklung ganzheitlich zu fördern
und die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft sowie
eine möglichst selbständige und selbstbestimmte
Lebensführung zu ermöglichen oder zu erleichtern.
(2) Die Leistungen zur Teilhabe werden zur Errei

chung der in Absatz 1 genannten Ziele nach Maßgabe
dieses Buches und der für die zuständigen Leistungs
träger geltenden besonderen Vorschriften neben ande
ren Sozialleistungen erbracht. Die Leistungeträger er
bringen die Leistungen im Rahmen der für sie gelten
den Rechtsvorschriften nach Lage des Einzelfalles so
vollständig, umfassend und in gleicher Qualität, dass
Leistungen eines anderen Trägers möglichst nicht erfor
derlich werden.

(3) Leistungen für Kinder mit Behinderungen oder
von Behinderung bedrohte Kinder werden so geplant
und gestaltet, dass nach Möglichkeit Kinder nicht von
ihrem sozialen Umfeld getrennt und gemeinsam mit
Kindern ohne Behinderungen betreut werden können.
Dabei werden Kinder mit Behinderungen alters- und
entwicklungsentsprechend an der Planung und Aus
gestaltung der einzelnen Hilfen beteiligt und ihre Sorge-
berechtigten intensiv in Planung und Gestaltung der
Hilfen einbezogen.

(4) Leistungen für Mütter und Väter mit Behinderun
gen werden gewährt, um diese bei der Versorgung und
Betreuung ihrer Kinder zu unterstützen.
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§5

Leistungsgruppen
Zur Teilhabe am Leben in der Gesellschaft werden

erbracht:

1. Leistungen zur medizinischen Rehabilitation,
2. Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben.
3. unterhaltssichernde und andere ergänzende Leis

tungen,

4. Leistungen zur Teilhabe an Bildung und
5. Leistungen zur sozialen Teilhabe.

§6

Rehabilitationsträger
(1) Träger der Leistungen zur Teilhabe (Rehabilita

tionsträger) können sein:
1. die gesetzlichen Krankenkassen für Leistungen nach

§ 5 Nummer 1 und 3,
2. die Bundesagentur für Arbeit für Leistungen nach

§ 5 Nummer 2 und 3,
3. die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung für

Leistungen nach § 5 Nummer 1 bis 3 und 5; für Ver
sicherte nach § 2 Absatz 1 Nummer 8 des Siebten
Buches die für diese zuständigen Unfaliversiche
rungsträger für Leistungen nach § 5 Nummer 1 bisS,

4. die Träger der gesetzlichen Rentenversicherung für
Leistungen nach § 5 Nummer 1 bis 3, der Träger der
Alterssicherung der Landwirte für Leistungen nach
§ 5 Nummer 1 und 3,

5. die Träger der Kriegsopferversorgung und die Träger
der Kriegsopferfürsorge im Rahmen des Rechts der
sozialen Entschädigung bei Gesundheitsschäden für
Leistungen nach § 5 Nummer 1 bis 5,

6. die Träger der öffentlichen Jugendhilfe für Leistun
gen nach § 5 Nummer 1,2, 4 und 5 sowie

7. die Träger der Eingliederungshilfe für Leistungen
nach § 5 Nummer 1, 2, 4 und 5.
(2) Die Rehabilitationsträger nehmen ihre Aufgaben

selbständig und eigenverantwortlich wahr.
(3) Die Bundesagentur für Arbeit ist auch Rehabilita

tionsträger für die Leistungen zur Teilhabe am Arbeits
leben für erwerbsfähige Leistungsberechtigte mit Be
hinderungen im Sinne des Zweiten Buches, sofern
nicht ein anderer Rehabilitationsträger zuständig ist.
Die Zuständigkeit der Jobcenter nach § 6d des Zweiten
Buches für die Leistungen zur beruflichen Teilhabe von
Menschen mit Behinderungen nach § 16 Absatz 1 des
Zweiten Buches bleibt unberührt. Mit Zustimmung und
Beteiligung des Leistungsberechtigten kann die Bun
desagentur für Arbeit mit dem zuständigen Jobcenter
eine gemeinsame Beratung zur Vorbereitung des Ein
gliederungsvorschlags durchführen, wenn eine Teil
habeplankonferenz nach § 20 nicht durchzuführen ist.
Die Leistungsberechtigten und das Jobeenter können
der Bundesagentur für Arbeit in diesen Fällen die
Durchführung einer gemeinsamen Beratung vorschla
gen. § 20 Absatz 3 und § 23 Absatz 2 gelten entspre
chend. Die Bundesagentur für Arbeit unterrichtet das
zuständige Jobcenter und die Leistungsberechtigten
schriftlich über den festgestellten Rehabilitationsbedad
und ihren Eingliederungsvorschlag. Das Jobcenter ent

scheidet unter Berücksichtigung des Eingliederungs
vorschlages innerhalb von drei Wochen über die Leis
tungen zur beruflichen Teilhabe.

§7

Vorbehalt abweichender Regelungen
(1) Die Vorschriften im Teil 1 gelten für die Leistun

gen zur Teilhabe, soweit sich aus den für den jeweiligen
Rehabilitationsträger geltenden Leistungsgesetzen
nichts Abweichendes ergibt. Die Zuständigkeit und die
Voraussetzungen für die Leistungen zur Teilhabe rich
ten sich nach den für den jeweiligen Rehabilitations
träger geltenden Leistungsgesetzen. Das Recht der
Eingliederungshilfe im Teil 2 ist ein Leistungsgesetz im
Sinne der Sätze 1 und 2.

(2) Abweichend von Absatz 1 gehen die Vorschriften
der Kapitel 2 bis 4 den für die jeweiligen Rehabilita
tionsträger geltenden Leistungsgesetzen vor. Von den
Vorschriften in Kapitel 4 kann durch Landesrecht nicht
abgewichen werden.

§8

Wunsch- und
Wahlrecht der Leistungsberechtigten

(1) Bei der Entscheidung über die Leistungen und
bei der Ausführung der Leistungen zur Teilhabe wird
berechtigten Wünschen der Leistungsberechtigten ent
sprochen. Dabei wird auch auf die persönliche Lebens-
situation, das Alter, das Geschlecht, die Familie sowie
die religiösen und weltanschaulichen Bedürfnisse der
Leistungsberechtigten Rücksicht genommen; im Übri
gen gilt § 33 des Ersten Buches. Den besonderen Be
dürfnissen von Müttern und Vätern mit Behinderungen
bei der Erfüllung ihres Erziehungsauftrages sowie den
besonderen Bedürfnissen von Kindern mit Behinderun
gen wird Rechnung getragen.

(2) Sachleistungen zur Teilhabe, die nicht in Rehabi
litationseinrichtungen auszuführen sind, können auf
Antrag der Leistungsberechtigten als Geldleistungen
erbracht werden, wenn die Leistungen hierdurch
voraussichtlich bei gleicher Wirksamkeit wirtschaftlich
zumindest gleichwertig ausgeführt werden können.
Für die Beurteilung der Wirksamkeit stellen die Leis
tungsberechtigten dem Rehabilitationsträger geeignete
Unterlagen zur Verfügung. Der Rehabilitationsträger be
gründet durch Bescheid, wenn er den Wünschen des
Leistungsberechtigten nach den Absätzen 1 und 2
nicht entspricht.

(3) Leistungen, Dienste und Einrichtungen lassen den
Leistungsberechtigten möglichst viel Raum zu eigen-
verantwortlicher Gestaltung ihrer Lebensumstände
und fördern ihre Selbstbestimmung.

(4) Die Leistungen zur Teilhabe bedürfen der Zustim
mung der Leistungsberechtigten.

Kapitel 2

Einleitung der Rehabilitation von Amts wegen

§9

Vorrangige Prüfung von Leistungen zur Teilhabe
(1) Werden bei einem Rehabilitationsträger Sozial

leistungen wegen oder unter Berücksichtigung einer
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Behinderung oder einer drohenden Behinderung bean
tragt oder erbracht, prüft dieser unabhängig von der
Entscheidung über diese Leistungen, ob Leistungen
zur Teilhabe voraussichtlich zur Erreichung der Ziele
nach den § 1 und 4 erfolgreich sein können. Er prüft
auch, ob hierfür weitere Rehabilitationsträger im Rah
men ihrer Zuständigkeit zur Koordinierung der Leistun
gen zu beteiligen sind. Werden Leistungen zur Teilhabe
nach den Leistungsgesetzen nur auf Antrag erbracht,
wirken die Rehabilitationsträger nach § 12 auf eine
Antragstellung hin.

(2) Leistungen zur Teilhabe haben Vorrang vor Ren
tenleistungen, die bei erfolgreichen Leistungen zur Teil
habe nicht oder voraussichtlich erst zu einem späteren
Zeitpunkt zu erbringen wären. Dies gilt während des
Bezuges einer Rente entsprechend.

(3) Absatz 1 ist auch anzuwenden, um durch Leis
tungen zur Teilhabe Pflegebedürftigkeit zu vermeiden,
zu überwinden, zu mindern oder eine Verschlimmerung
zu verhüten. Die Aufgaben der Pflegekassen als Träger
der sozialen Pflegeversicherung bei der Sicherung des
Vorrangs von Rehabilitation vor Pflege nach den § 1 8a
und 31 des Elften Buches bleiben unberührt.

(4) Absatz 1 gilt auch für die Jobcenter im Rahmen
ihrer Zuständigkeit für Leistungen zur beruflichen Teil
habe nach § 6 Absatz 3 mit der Maßgabe, dass sie
mögliche Rehabilitationsbedarfe erkennen und auf eine
Antragstellung beim voraussichtlich zuständigen Reha
bililationsträger hinwirken sollen.

§ 10

Sicherung der Erwerbsfähigkeit
(1) Soweit es im Einzelfall geboten ist, prüft der

zuständige Rehabilitationsträger gleichzeitig mit der
Einleitung einer Leistung zur medizinischen Rehabilita
tion, während ihrer Ausführung und nach ihrem Ab
schluss, ob durch geeignete Leistungen zur Teilhabe
am Arbeitsleben die Erwerbsfähigkeit von Menschen
mit Behinderungen oder von Behinderung bedrohten
Menschen erhalten, gebessert oder wiederhergestellt
werden kann. Er beteiligt die Bundesagentur für Arbeit
nach § 54.

(2) Wird während einer Leistung zur medizinischen
Rehabilitation erkennbar, dass der bisherige Arbeits
platz gefährdet ist, wird mit den Betroffenen sowie
dem zuständigen Rehabilitationsträger unverzüglich
geklärt, ob Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben er
forderlich sind.

(3) Bei der Prüfung nach den Absätzen 1 und 2 wird
zur Klärung eines Hilfebedarfs nach Teil 3 auch das
Integrationsamt beteiligt.

(4) Die Rehabilitationsträger haben in den Fällen
nach den Absätzen 1 und 2 auf eine frühzeitige Antrag-
stellung im Sinne von § 12 nach allen in Betracht kom
menden Leistungsgesetzen hinzuwirken und den An
trag ungeachtet ihrer Zuständigkeit für Leistungen zur
Teilhabe am Arbeitsleben entgegenzunehmen. Soweit
es erforderlich ist, beteiligen sie unverzüglich die zu
ständigen Rehabilitationsträger zur Koordinierung der
Leistungen nach Kapitel 4.

(5) Die Rehabilitationsträger wirken auch in den Fäl
len der Hinzuziehung durch Arbeitgeber infolge einer
Arbeitsplatzgefährdung nach § 167 Absatz 2 Satz 4

auf eine frühzeitige Antragstellung auf Leistungen zur
Teilhabe nach allen in Betracht kommenden Leistungs
gesetzen hin. Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 11

Förderung von
Modellvorhaben zur Stärkung der Rehabilitation
(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales

fördert im Rahmen der für diesen Zweck zur Verfügung
stehenden Haushaltsmittel im Aufgabenbereich der
Grundsicherung für Arbeitsuchende und der gesetz
lichen Rentenversicherung Modellvorhaben, die den
Vorrang von Leistungen zur Teilhabe nach § 9 und die
Sicherung der Erwerbsfähigkeit nach § 10 unterstützen.

(2) Das Nähere regeln Förderrichtlinien des Bundes
ministeriums für Arbeit und Soziales. Die Förderdauer
der Modellvorhaben beträgt fünf Jahre. Die Förderricht
linien enthalten ein Datenschutzkonzept.

(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales
kann durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates regeln, ob und inwieweit die Jobcenter
nach § 6d des Zweiten Buches, die Bundesagentur für
Arbeit und die Träger der gesetzlichen Rentenversiche
rung bei der Durchführung eines Modellvorhabens nach
Absatz 1 von den für sie geltenden Leistungsgesetzen
sachlich und zeitlich begrenzt abweichen können.

(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales
untersucht die Wirkungen der Modellvorhaben nach
Absatz 1. Das Bundesministerium für Arbeit und Sozia
les kann Dritte mit der Wirkungsforschung beauftragen.

Kapitel 3

Erkennung und
Ermittlung des Rehabilitationsbedarfs

§ 12

Maßnahmen zur
Unterstützung der frühzeitigen Bedartserkennung

(1) Die Rehabilitationsträger stellen durch geeignete
Maßnahmen sicher, dass ein Rehabilftationsbedarf
frühzeitig erkannt und auf eine Antragstellung der Leis
tungsberechtigten hingewirkt wird. Die Rehabilitations
träger unterstützen die frühzeitige Erkennung des
Rehabilitationsbedads insbesondere durch die Bereit
stellung und Vermittlung von geeigneten barrierefreien
Informationsangeboten über
1. Inhalte und Ziele von Leistungen zur Teilhabe,
2. die Möglichkeit der Leistungsausführung als Persön

liches Budget,

3. das Verfahren zur Inanspruchnahme von Leistungen
zur Teilhabe und

4. Angebote der Beratung, einschließlich der ergänzen
den unabhängigen Teilhabeberatung nach § 32.

Die Rehabilitationsträger benennen Ansprechstellen,
die Informationsangebote nach Satz 2 an Leistungs
berechtigte, an Arbeitgeber und an andere Rehabilita
tionsträger vermitteln. Für die Zusammenarbeit der
Ansprechstellen gilt § 15 Absatz 3 des Ersten Buches
entsprechend.

(2) Absatz 1 gilt auch für Jobcenter im Rahmen ihrer
Zuständigkeit für Leistungen zur beruflichen Teilhabe
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nach § 6 Absatz 3, für die Integrationsämter in Bezug
auf Leistungen und sonstige Hilfen für schwerbehin
derte Menschen nach Teil 3 und für die Pflegekassen
als Träger der sozialen Pflegeversicherung nach dem
Elften Buch.

(3) Die Rehabilitationsträger, Integrationsämter und
Pflegekassen können die lnformationsangebote durch
ihre Verbände und Vereinigungen bereitstellen und ver
mitteln lassen. Die Jobcenter können die Informations
angebote durch die Bundesagentur für Arbeit bereit
stellen und vermitteln lassen.

§ 13

Instrumente zur
Ermittlung des Rehabilitationsbedarfs

(1) Zur einheitlichen und Uberprüfbaren Ermittlung
des individuellen Rehabilitationsbedarfs verwenden die
Rehabilitationsträger systematische Arbeitsprozesse
und standardisierte Arbeitsmittel (Instrumente) nach
den für sie geltenden Leistungsgesetzen. Die Instru
mente sollen den von den Rehabilitationsträgern ver
einbarten Grundsätzen für Instrumente zur Bedarfs-
ermittlung nach § 26 Absatz 2 Nummer 7 entsprechen.
Die Rehabilitationsträger können die Entwicklung von
Instrumenten durch ihre Verbände und Vereinigungen
wahrnehmen lassen oder Dritte mit der Entwicklung be
auftragen.

(2) Die Instrumente nach Absatz 1 Satz 1 gewähr
leisten eine individuelle und funktionsbezogene Be
darfsermittlung und sichern die Dokumentation und
Nachprüfbarkeit der Bedarfsermittlung, indem sie ins
besondere erfassen,
1. ob eine Behinderung vorliegt oder einzutreten droht,
2. welche Auswirkung die Behinderung auf die Teilhabe

der Leistungsberechtigten hat,
3. welche Ziele mit Leistungen zur Teilhabe erreicht

werden sollen und
4. welche Leistungen im Rahmen einer Prognose zur

Erreichung der Ziele voraussichtlich erfolgreich sind.
(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales

untersucht die Wirkung der Instrumente nach Absatz 1
und veröffentlicht die Untersuchungsergebnisse bis
zum 31. Dezember2019.

(4) Auf Vorschlag der Rehabilitationsträger nach § 6
Absatz 1 Nummer 6 und 7 und mit Zustimmung der
zuständigen obersten Landesbehörden kann das Bun
desministerium für Arbeit und Soziales die von diesen
Rehabilitationsträgern eingesetzten Instrumente im
Sinne von Absatz 1 in die Untersuchung nach Absatz 3
einbeziehen.

Kapitel 4

Koordinierung der Leistungen

§ 14
Leistender Rehabilitationsträger

(1) Werden Leistungen zur Teilhabe beantragt, stellt
der Rehabilitationsträger innerhalb von zwei Wochen
nach Eingang des Antrages bei ihm fest, ob er nach
dem für ihn geltenden Leistungsgesetz für die Leistung
zuständig ist; bei den Krankenkassen umfasst die Prü
fung auch die Leistungspflicht nach § 40 Absatz 4 des

Fünften Buches. Stellt er bei der Prüfung fest, dass er
für die Leistung insgesamt nicht zuständig ist, leitet er
den Antrag unverzüglich dem nach seiner Auffassung
zuständigen Rehabilitationsträger zu und unterrichtet
hierüber den Antragsteller. Muss für eine solche Fest
stellung die Ursache der Behinderung geklärt werden
und ist diese Klärung in der Frist nach Satz 1 nicht
möglich, soll der Antrag unverzüglich dem Rehabilita
tionsträger zugeleitet werden, der die Leistung ohne
Rücksicht auf die Ursache der Behinderung erbringt.
Wird der Antrag bei der Bundesagentur für Arbeit ge
stellt, werden bei der Prüfung nach den Sätzen 1 und 2
keine Feststellungen nach § 11 Absatz 2a Nummer 1
des Sechsten Buches und § 22 Absatz 2 des Dritten
Buches getroffen.

(2) Wird der Antrag nicht weitergeleitet, stellt der
Rehabilitationsträger den Rehabilitationsbedad anhand
der Instrumente zur Bedarfserrnittlung nach § 13 unver
züglich und umfassend fest und erbringt die Leistungen
(leistender Rehabilitationsträger). Muss für diese Fest
stellung kein Gutachten eingeholt werden, entscheidet
der leistende Rehabilitationsträger innerhalb von drei
Wochen nach Antragseingang. Ist für die Feststellung
des Rehabilitationsbedarts ein Gutachten erforderlich,
wird die Entscheidung innerhalb von zwei Wochen nach
Vorliegen des Gutachtens getroffen. Wird der Antrag
weitergeleitet, gelten die Sätze 1 bis 3 für den Rehabi
litationsträger, an den der Antrag weitergeleitet worden
ist, entsprechend; die Frist beginnt mit dem Antrags-
eingang bei diesem Rehabilitationsträger. In den Fällen
der Anforderung einer gutachterlichen Stellungnahme
bei der Bundesagentur für Arbeit nach § 54 gilt Satz 3
entsprechend.

(3) Ist der Rehabilitationsträger, an den der Antrag
nach Absatz 1 Satz 2 weitergeleitet worden ist, nach
dem für ihn geltenden Leistungsgesetz für die Leistung
insgesamt nicht zuständig, kann er den Antrag im Ein
vernehmen mit dem nach seiner Auffassung zuständi
gen Rehabilitationsträger an diesen weiterleiten, damit
von diesem als leistendem Rehabilitationsträger über
den Antrag innerhalb der bereits nach Absatz 2 Satz 4
laufenden Fristen entschieden wird und unterrichtet
hierüber den Antragsteller.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten sinngemäß, wenn der
Rehabilitationsträger Leistungen von Amts wegen er
bringt. Dabei tritt an die Stelle des Tages der Antrag-
stellung der Tag der Kenntnis des voraussichtlichen
Rehabilitationsbedarfs.

(5) Für die Weiterleitung des Antrages ist § 16 Ab
satz 2 Satz 1 des Ersten Buches nicht anzuwenden,
wenn und soweit Leistungen zur Teilhabe bei einem
Rehabilitationsträger beantragt werden.

§ 15

Leistu n gsve rantwortu n g
bei Mehrheit von Rehabilitationsträgern

(1) Stellt der leistende Rehabilitationsträger fest,
dass der Antrag neben den nach seinem Leistungs
gesetz zu erbringenden Leistungen weitere Leistungen
zur Teilhabe umfasst, für die er nicht Rehabilitationsträ
ger nach § 6 Absatz 1 sein kann, leitet er den Antrag
insoweit unverzüglich dem nach seiner Auffassung zu
ständigen Rehabilitationsträger zu. Dieser entscheidet
über die weiteren Leistungen nach den für ihn gelten-
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den Leistungsgesetzen in eigener Zuständigkeit und
unterrichtet hierüber den Antragsteller.

(2) Hält der leistende Rehabilitationsträger für die
umfassende Feststellung des Rehabilitationsbedarfs
nach § 14 Absatz 2 die Feststellungen weiterer Reha
bilitationsträger für erforderlich und liegt kein Fall nach
Absatz 1 vor, fordert er von diesen Rehabilitationsträ
gern die für den Teilhabeplan nach § 19 erforderlichen
Feststellungen unverzüglich an und berät diese nach
§ 19 trägerübergreifend. Die Feststellungen binden
den leistenden Rehabilitationsträger bei seiner Ent
scheidung über den Antrag, wenn sie innerhalb von
zwei Wochen nach Anforderung oder im Fall der Begut
achtung innerhalb von zwei Wochen nach Vorliegen des
Gutachtens beim leistenden Rehabilitationsträger ein
gegangen sind. Anderenfalls stellt der leistende Reha
bilitaUonsträger den Rehabilitationsbedarf nach allen in
Betracht kommenden Leistungsgesetzen umfassend
fest.

(3) Die Rehabilitationsträger bewilligen und erbrin
gen die Leistungen nach den für sie jeweils geltenden
Leistungsgesetzen im eigenen Namen, wenn im Teil
habeplan nach § 19 dokumentiert wurde, dass
1. die erforderlichen Feststellungen nach allen in Be

tracht kommenden Leistungsgesetzen von den zu
ständigen Rehabilitationsträgern getroffen wurden,

2. auf Grundlage des Teilhabeplans eine Leistungs
erbringung durch die nach den jeweiligen Leistungs
gesetzen zuständigen Rehabilitationsträger sicher
gestellt ist und

3. die Leistungsberechtigten einer nach Zuständigkei
ten getrennten Leistungsbewilligung und Leistungs
erbringung nicht aus wichtigem Grund widerspre
chen.

Anderenfalls entscheidet der leistende Rehabilitations
träger über den Antrag in den Fällen nach Absatz 2 und
erbringt die Leistungen im eigenen Namen.

(4) In den Fällen der Beteiligung von Rehabilitations
trägern nach den Absätzen 1 bis 3 ist abweichend von
§ 14 Absatz 2 innerhalb von sechs Wochen nach An
tragseingang zu entscheiden. Wird eine Teilhabeplan
konferenz nach § 20 durchgeführt, ist innerhalb von
zwei Monaten nach Antragseingang zu entscheiden.
Die Antragsteller werden von dem leistenden Rehabili
tationsträger über die Beteiligung von Rehabilitations
trägern sowie über die für die Entscheidung über den
Antrag maßgeblichen Zuständigkeiten und Fristen un
verzüglich unterrichtet.

§ 16

Erstaftungsansprüche
zwischen Rehabilitationsträgern

(1) Hat ein leistender Rehabilitationsträger nach § 14
Absatz 2 Satz 4 Leistungen erbracht, für die ein anderer
Rehabilitationsträger insgesamt zuständig ist, erstattet
der zuständige Rehabilitationsträger die Aufwendungen
des leistenden Rehabilitationsträgers nach den für den
leistenden Rehabilitalionsträger geltenden Rechtsvor
schriften.

(2) Hat ein leistender Rehabilitationsträger nach § 15
Absatz 3 Satz 2 Leistungen im eigenen Namen er
bracht, für die ein beteiligter Rehabilitationsträger zu
ständig ist, erstattet der beteiligte Rehabilitationsträger

die Aufwendungen des leistenden Rehabilitationsträ
gers nach den Rechtsvorschriften, die den nach § 15
Absatz 2 eingeholten Feststellungen zugrunde liegen.
Hat ein beteiligter Rehabilitationsträger die angeforder
ten Feststellungen nicht oder nicht rechtzeitig nach
§ 15 Absatz 2 beigebracht, erstattet der beteili9te
Rehabilitationsträger die Aufwendungen des leistenden
Rehabilitationsträgers nach den Rechtsvorschriften, die
der Leistungsbewilligung zugrunde liegen.

(3) Der Erstattungsanspruch nach den Absätzen 1
und 2 umfasst die nach den jeweiligen Leistungsgeset
zen entstandenen Leistungsaufwendungen und eine
Verwaltungskostenpauschale in Höhe von 5 Prozent
der erstattungsfähigen Leistungsaufwendungen. Eine
Erstattungspflicht nach Satz 1 besteht nicht, soweit
Leistungen zu Unrecht von dem leistenden Rehabilita
tionsträger erbracht worden sind und er hierbei grob
fahrlässig oder vorsätzlich gehandelt hat.

(4) Für unzuständige Rehabilitationsträger ist § 105
des Zehnten Buches nicht anzuwenden, wenn sie eine
Leistung erbracht haben,
1. ohne den Antrag an den zuständigen Rehabilita

tionsträger nach § 14 Absatz 1 Satz 2 weiterzuleiten
oder

2. ohne einen weiteren zuständigen Rehabilitationsträ
ger nach § 15 zu beteiligen.

es sei denn, die Rehabilitationsträger vereinbaren Ab
weichendes. Hat ein Rehabilitationsträger von der Wei
terleitung des Antrages abgesehen, weil zum Zeitpunkt
der Prüfung nach § 14 Absatz 1 Satz 3 Anhaltspunkte
für eine Zuständigkeit auf Grund der Ursache der Be
hinderung bestanden haben, bleibt § 105 des Zehnten
Buches unberührt.

(5) Hat der leistende Rehabilitationsträger in den
Fällen des § 18 Aufwendungen für selbstbeschaffte
Leistungen nach dem Leistungsgesetz eines nach
§ 15 beteiligten Rehabilitationsträgers zu erstatten,
kann er von dem beteiligten Rehabilitationsträger einen
Ausgleich verlangen, soweit dieser durch die Erstattung
nach § 18 Absatz 4 Satz 2 von seiner Leistungspflicht
befreit wurde. Hat ein beteiligter Rehabilitationsträger
den Eintritt der Erstattungsptlicht für selbstbeschaffte
Leistungen zu vertreten, umfasst der Ausgleich den
gesamten Erstattungsbetrag abzüglich des Betrages,
der sich aus der bei anderen Rehabilitationsträgern ein
getretenen Leistungsbefreiung ergibt.

(6) Für den Erstattungsanspruch des Trägers der
Eingliederungshilfe, der öffentlichen Jugendhilfe und
der Kriegsopferfürsorge gilt § 108 Absatz 2 des Zehn
ten Buches entsprechend.

§ 17

Begutachtung
(1) Ist für die Feststellung des Rehabilitationsbedarfs

ein Gutachten erforderlich, beauftragt der leistende Re
habilitationsträger unverzüglich einen geeigneten
Sachverständigen. Er benennt den Leistungsberechtig
ten in der Regel drei möglichst wohnortnahe Sachver
ständige, soweit nicht gesetzlich die Begutachtung
durch einen sozialmedizinischen Dienst vorgesehen ist.
Haben sich Leistungsberechtigte für einen benannten
Sachverständigen entschieden, wird dem Wunsch
Rechnung getragen.
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(2) Der Sachverständige nimmt eine umfassende
sozialmedizinische, bei Bedarf auch psychologische
Begutachtung vor und erstellt das Gutachten innerhalb
von zwei Wochen nach AuftragserteHung. Das Gutach
ten soll den von den Rehabilitationsträgern vereinbar
ten einheitlichen Grundsätzen zur Durchführung von
Begutachtungen nach § 25 Absatz 1 Nummer 4 ent
sprechen. Die in dem Gutachten getroffenen Feststel
lungen zum Rehabilitationsbedarf werden den Ent
scheidungen der Rehabilitationsträger zugrunde gelegt.
Die gesetzlichen Aufgaben der Gesundheitsämter, des
Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung nach
§ 275 des Fünften Buches und die gutachterliche Be
teiligung der Bundesagentur für Arbeit nach § 54 blei
ben unberührt.

(3) Hat der leistende Rehabilitationsträger nach § 15
weitere Rehabilitationsträger beteiligt, setzt er sich bei
seiner Entscheidung über die Beauftragung eines
geeigneten Sachverständigen mit den beteiligten Reha
bilitationsträgern über Anlass, Ziel und Umfang der
Begutachtung ins Benehmen. Die beteiligten Rehabili
tationsträger informieren den leistenden Rehabilita
tionsträger unverzüglich über die Notwendigkeit der
Einholung von Gutachten. Die in dem Gutachten getrof
fenen Feststellungen zum Rehabilitationsbedarf werden
in den Teilhabeplan nach § 19 einbezogen. Absatz 2
Satz 3 gilt entsprechend.

(4) Die Rehabilitationsträger stellen sicher, dass sie
Sachverständige beauftragen können, bei denen keine
Zugangs- und Kommunikationsbarrieren bestehen.

§ 18

Erstattung selbstbeschaffter Leistungen
(1) Kann über den Antrag auf Leistungen zur Teil

habe nicht innerhalb einer Frist von zwei Monaten ab
Antragseingang bei dem leistenden Rehabilitationsträ
ger entschieden werden, teilt er den Leistungsberech
tigten vor Ablauf der Frist die Gründe hierfür schriftlich
mit (begründete Mitteilung).

(2) In der begründeten Mitteilung ist auf den Tag ge
nau zu bestimmen, bis wann über den Antrag entschie
den wird- In der begründeten Mitteilung kann der leis
tende Rehabilitationsträger die Frist von zwei Monaten
nach Absatz 1 nur in folgendem Umfang verlängern:
1. um bis zu zwei Wochen zur Beauftragung eines

Sachverständigen für die Begutachtung infolge einer
nachweislich beschränkten Verfügbarkeit geeigneter
Sachverständiger,

2. um bis zu vier Wochen, soweit von dem Sachver
ständigen die Notwendigkeit für einen solchen Zeit
raum der Begutachtung schriftlich bestätigt wurde
und

3. für die Dauer einer fehlenden Mitwirkung der Leis
tungsberechtigten, wenn und soweit den Leistungs
berechtigten nach § 66 Absatz 3 des Ersten Buches
schriftlich eine angemessene Frist zur Mitwirkung
gesetzt wurde.

(3) Erfolgt keine begründete Mitteilung, gilt die bean
tragte Leistung nach Ablauf der Frist als genehmigt. Die
beantragte Leistung gilt auch dann als genehmigt,
wenn der in der Mitteilung bestimmte Zeitpunkt der
Entscheidung über den Antrag ohne weitere begrün

dete Mitteilung des Rehabilitationsträgers abgelaufen
ist.

(4) Beschaffen sich Leistungsberechtigte eine als
genehmigt geltende Leistung selbst, ist der leistende
Rehabilitationsträger zur Erstattung der Aufwendungen
für selbstbeschaffte Leistungen verpflichtet. Mit der Er
stattung gilt der Anspruch der Leistungsberechtigten
auf die Erbringung der selbstbeschafften Leistungen
zur Teilhabe als erfüllt. Der Erstattungsanspruch um
fasst auch die Zahlung von Abschlägen im Umfang
fälliger Zahlungsverpflichtungen für selbstbeschaffte
Leistungen.

(5) Die Erstattungspflicht besteht nicht,
1. wenn und soweit kein Anspruch auf Bewilligung der

selbstbeschafften Leistungen bestanden hätte und
2. die Leistungsberechtigten dies wussten oder infolge

grober Außerachtlassung der allgemeinen Sorgfalt
nicht wussten.

(6) Konnte der Rehabilitationsträger eine unauf
schiebbare Leistung nicht rechtzeitig erbringen oder
hat er eine Leistung zu Unrecht abgelehnt und sind da
durch Leistungsberechtigten für die selbstbeschaffte
Leistung Kosten entstanden, sind diese vom Rehabili
tationsträger in der entstandenen Höhe zu erstatten,
soweit die Leistung notwendig war. Der Anspruch auf
Erstattung richtet sich gegen den Rehabilitationsträger,
der zum Zeitpunkt der Selbstbeschaffung über den An
trag entschieden hat. Lag zum Zeitpunkt der Selbstbe
schaffung noch keine Entscheidung vor, richtet sich der
Anspruch gegen den leistenden Rehabilitationsträger.

(7) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht für die Träger der
Eingliederungshilfe, der öffentlichen Jugendhilfe und
der Kriegsopferfürsorge.

§ 19

Teilhabeplan
(1) Soweit Leistungen verschiedener Leistungsgrup

pen oder mehrerer Rehabilitationsträger erforderlich
sind, ist der leistende Rehabilitationsträger dafür ver
antwortlich, dass er und die nach § 15 beteiligten Re
habilitationsträger im Benehmen miteinander und in
Abstimmung mit den Leistungsberechtigten die nach
dem individuellen Bedarf voraussichtlich erforderlichen
Leistungen hinsichtlich Ziel, Art und Umfang funktions
bezogen feststellen und schriftlich so zusammenstel
len, dass sie nahtios ineinandergreifen.

(2) Der leistende Rehabilitationsträger erstellt in den
Fällen nach Absatz 1 einen Teilhabeplan innerhalb der
für die Entscheidung über den Antrag maßgeblichen
Frist. Der Teilhabeplan dokumentiert

1. den Tag des Antragseingangs beim leistenden
Rehabilitationsträger und das Ergebnis der Zustän
digkeitsklärung und Beteiligung nach den § 14
und 15,

2. die Feststellungen über den individuellen Rehabili
tationsbedarf auf Grundlage der Bedartsermittlung
nach § 13,

3. die zur individuellen Bedarfsermittlung nach § 13
eingesetzten Instrumente,

4. die gutachterliche Stellungnahme der Bundesagen
tur für Arbeit nach § 54,
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5. die Einbeziehung von Diensten und Einrichtungen
bei der Leistungserbringung,

6. erreichbare und überprüfbare Teilhabeziele und de
ren Fortschreibung,

7. die Berücksichtigung des Wunsch- und Wahlrechts
nach § 8, insbesondere im Hinblick auf die Ausfüh
rung von Leistungen durch ein Persönliches Bud
get,

8. die Dokumentation der einvemehmlichen, umfas
senden und trägerübergreifenden Feststellung des
Rehabilitationsbedarfs in den Fällen nach § 15 Ab
satz 3 Satz 1,

9. die Ergebnisse der Teilhabeplankonferenz nach
§ 20,

10. die Erkenntnisse aus den Mitteilungen der nach
§ 22 einbezogenen anderen öffentlichen Stellen
und

11. die besonderen Belange pflegender Angehöriger
bei der Erbringung von Leistungen der medizini
schen Rehabilitation.

Wenn Leistungsberechtigte die Erstellung eines Teil
habeplans wünschen und die Voraussetzungen nach
Absatz 1 nicht vorliegen, ist Satz 2 entsprechend anzu
wenden.

(3) Der Teilhabeplan wird entsprechend dem Verlauf
der Rehabilitation angepasst und darauf ausgerichtet,
den Leistungsberechtigten unter Berücksichtigung der
Besonderheiten des Einzelfalles eine umfassende Teil
habe am Leben in der Gesellschaft zügig, wirksam,
wirtschaftlich und auf Dauer zu ermöglichen. Dabei
sichert der leistende Rehabilitationsträger durchgehend
das Verfahren. Die Leistungsberechtigten können von
dem leistenden Rehabilitationsträger Einsicht in den
Teilhabeplan oder die Erteilung von Ablichtungen nach
§ 25 des Zehnten Buches verlangen.

(4) Die Rehabilitationsträger legen den Teilhabeplan
bei der Entscheidung über den Antrag zugrunde. Die
Begründung der Entscheidung über die beantragten
Leistungen nach § 35 des Zehnten Buches soll erken
nen lassen, inwieweit die im Teilhabeplan enthaltenen
Feststellungen bei der Entscheidung berücksichtigt
wurden.

(5) Ein nach § 15 beteiligter Rehabilitationsträger
kann das Verfahren nach den Absätzen 1 bis 3 anstelle
des leistenden Rehabilitationsträgers durchführen,
wenn die Rehabilitationsträger dies in Abstimmung mit
den Leistungsberechtigten vereinbaren. Die Vorschrif
ten über die Leistungsverantwortung der Rehabilita
tionsträger nach den § 14 und 15 bleiben hiervon un
berührt.

(6) Setzen unterhaltssichernde Leistungen den Er
halt von anderen Leistungen zur Teilhabe voraus, gelten
die Leistungen im Verhältnis zueinander nicht als Leis
tungen verschiedener Leistungsgruppen im Sinne von
Absatz 1.

§ 20

Teilhabeplankonferenz
(1) Mit Zustimmung der Leistungsberechtigten kann

der für die Durchführung des Teilhabeplanverfahrens
nach § 19 verantwortliche Rehabilitationsträger zur ge

meinsamen Beratung der Feststellungen zum Rehabili
tationsbedarf eine Teilhabeplankonferenz durchführen.
Die Leistungsberechtigten, die beteiligten Rehabilita
tionsträger und die Jobcenter können dem nach § 19
verantwortlichen Rehabilitationsträger die Durchfüh
rung einer Teilhabeplankonferenz vorschlagen. Von
dem Vorschlag auf Durchführung einer Teilhabeplan
konferenz kann abgewichen werden,
1. wenn der zur Feststellung des Rehabilitationsbe

darfs maßgebliche Sachverhalt schriftlich ermittelt
werden kann,

2. wenn der Aufwand zur Durchführung nicht in einem
angemessenen Verhäftnis zum Umfang der bean
tragten Leistung steht oder

3. wenn eine Einwilligung nach § 23 Absatz 2 nicht er
teilt wurde.

(2) Wird von dem Vorschlag der Leistungsberechtig
ten auf Durchführung einer Teilhabeplankonferenz ab
gewichen, sind die Leistungsberechtigten über die da
für maßgeblichen Gründe zu informieren und hierzu
anzuhören. Von dem Vorschlag der Leistungsberechtig
ten auf Durchführung einer Teilhabeplankonferenz kann
nicht abgewichen werden, wenn Leistungen an Mütter
und Väter mit Behinderungen bei der Versorgung und
Betreuung ihrer Kinder beantragt wurden.

(3) An der Teilhabeplankonferenz nehmen Beteiligte
nach § 12 des Zehnten Buches sowie auf Wunsch der
Leistungsberechtigten die Bevollmächtigten und Bei-
stände nach § 13 des Zehnten Buches sowie sonstige
Vertrauenspersonen teil. Auf Wunsch oder mit Zustim
mung der Leistungsberechtigten können Rehabilita
tionsdienste, Rehabilitationseinrichtungen und Job
center sowie sonstige beteiligte Leistungserbringer an
der Teilhabeplankonferenz teilnehmen. Vor der Durch
führung einer Teilhabeplankonferenz sollen die Leis
tungsberechtigten auf die Angebote der ergänzenden
unabhängigen Teilhabeberatung nach § 32 besonders
hingewiesen werden.

(4) Wird eine Teilhabeplankonferenz nach Absatz 1
auf Wunsch und mit Zustimmung der Leistungsberech
tigten eingeleitet, richtet sich die Frist zur Entscheidung
über den Antrag nach § 15 Absatz 4.

§ 21

Besondere Anforderungen
an das Teilhabeplanverfahren

Ist der Träger der Eingliederungshilfe der für die
Durchführung des Teilhabeplanverfahrens verantwortli
che Rehabilitationsträger, gelten für ihn die Vorschriften
für die Gesamtplanung ergänzend; dabei ist das Ge
samtplanverfahren ein Gegenstand des Teilhabeplan
verfahrens. Ist der Träger der öffentlichen Jugendhilfe
der für die Durchführung des Teilhabeplans verantwort
liche Rehabilitationsträger, gelten für ihn die Vorschrif
ten für den Hilfeplan nach § 36 des Achten Buches
ergänzend.

§ 22

Einbeziehung anderer öffentlicher Stellen
(1) Der für die Durchführung des Teilhabeplanverfah

rens verantwortliche Rehabilitationsträger bezieht unter
Berücksichtigung der Interessen der Leistungsberech
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tigten andere öffentliche Stellen in die Erstellung des
Teilhabeplans in geeigneter Art und Weise ein, soweit
dies zur Feststellung des Rehabilitationsbedarfs erfor
derlich ist.

(2) Bestehen im Einzelfall Anhaltspunkte für eine
Pflegebedürftigkeit nach dem Elften Such, wird die zu
ständige Pflegekasse mit Zustimmung des Leistungs
berechtigten vom für die Durchführung des Teilhabe
planverfahrens verantwortlichen Rehabilitationsträger
informiert und muss am Teilhabeplanverfahren bera
tend teilnehmen, soweit dies für den Rehabilitationsträ
ger zur Feststellung des Rehabilitationsbedarfs erfor
derlich und nach den für die zuständige Pflegekasse
geltenden Grundsätzen der Datenverwendung zulässig
ist. Die § iSa und 31 des Elften Buches bleiben unbe
rührt.

(3) Die Integrationsämter sind bei der Durchführung
des Teilhabeplanverfahrens zu beteiligen, soweit sie
Leistungen für schwerbehinderte Menschen nach Teil 3
erbringen. Das zuständige Integrationsamt kann das
Teilhabeplanvertahren nach § 19 Absatz 5 anstelle des
leistenden Rehabilitationsträgers durchführen, wenn
die Rehabilitationsträger und das Integrationsamt dies
in Abstimmung mit den Leistungsberechtigten verein
baren.

(4) Die Jobcenter können dem nach Absatz 1 verant
wortlichen Rehabilitationsträger ihre Beteiligung an der
Durchführung des Teilhabeplanverfahrens vorschlagen.
Sie sind zu beteiligen, soweit es zur Feststellung des
Rehabilitationsbedarfs erforderlich ist und dies den
Interessen der Leistungsberechtigten entspricht. Die
Aufgaben und die Beteiligung der Bundesagentur für
Arbeit im Rahmen ihrer Zuständigkeit nach § 6 Absatz 3
bleiben unberührt.

(5) Bestehen im Einzelfall Anhaltspunkte für einen
Betreuungsbedad nach § 1896 Absatz 1 des Bürgerli
chen Gesetzbuches, informiert der für die Durchführung
des Teilhabeplanverfahrens verantwortliche Rehabilita
tionsträger mit Zustimmung der Leistungsberechtigten
die zuständige Betreuungsbehörde über die Erstellung
des Teilhabeplans, soweit dies zur Vermittlung anderer
Hilfen, bei denen kein Betreuer bestellt wird, erforder
lich ist.

§ 23

Verantwortliche
Stelle für den Sozialdatenschutz

(1) Bei der Erstellung des Teilhabeplans und der
Durchführung der Teilhabeplankonferenz ist der für die
Durchführung des Teilhabeplanverfahrens verantwortli
che Rehabilitationsträger die verantwortliche Stelle für
die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Sozial-
daten nach § 67 Absatz 9 des Zehnten Buches sowie
Stelle im Sinne von § 35 Absatz 1 des Ersten Buches.

(2) Vor Durchführung einer Teilhabeplankonferenz
hat die nach Absatz 1 verantwortliche Stelle die Einwil
ligung der Leistungsberechtigten im Sinne von § 67b
Absatz 2 des Zehnten Buches einzuholen, wenn und
soweit anzunehmen ist, dass im Rahmen der Teilhabe
plankonferenz Sozialdaten erhoben, verarbeitet oder
genutzt werden, deren Erforderlichkeit für die Erstellung
des Teilhabeplans zum Zeitpunkt der Durchführung der

Teilhabeplankonferenz nicht abschließend bewertet
werden kann. Die Verarbeitung und Nutzung von Sozi
aldaten nach Durchführung der Teilhabeplankonferenz
ist nur zulässig, soweit diese für die Erstellung des Teil
habeplans erforderlich sind.

(3) Die datenschutzrechtlichen Vorschriften des Ers
ten und des Zehnten Buches sowie der jeweiligen
Leistungsgesetze der Rehabilitationsträger bleiben bei
der Zuständigkeitsklärung und bei der Erstellung des
Teilhabeplans unberührt.

§ 24

Vorläufige Leistungen
Die Bestimmungen dieses Kapitels lassen die Ver

pflichtung der Rehabilitationsträger zur Erbringung vor
läufiger Leistungen nach den für sie jeweils geltenden
Leistungsgesetzen unberührt. Vorläufig erbrachte Leis
tungen binden die Rehabilitationsträger nicht bei der
Feststellung des Rehabilitationsbedarfs nach diesem
Kapitel. Werden Leistungen zur Teilhabe beantragt, ist
§ 43 des Ersten Buches nicht anzuwenden.

Kapitel 5

Zusammenarbeit

§ 25
Zusammenarbeit der Rehabilitationsträger

(1) Im Rahmen der durch Gesetz, Rechtsverordnung
oder allgemeine Verwaltungsvorschrift getroffenen
Regelungen sind die Rehabilitationsträger verantwort
lich, dass

1. die im Einzelfall erforderlichen Leistungen zur Teil
habe nahtlos, zügig sowie nach Gegenstand, Um
fang und Ausführung einheitlich erbracht werden,

2. Abgrenzungsfragen einvernehmlich geklärt werden,
3. Beratung entsprechend den in den § 1 und 4 ge

nannten Zielen geleistet wird,
4. Begutachtungen möglichst nach einheitlichen

Grundsätzen durchgeführt werden,
5. Prävention entsprechend dem in § 3 Absatz 1 ge

nannten Ziel geleistet wird sowie
6. die Rehabilitationsträger im Fall eines Zuständig

keitsübergangs rechtzeitig eingebunden werden.
(2) Die Rehabilitationsträger und ihre Verbände sol

len zur gemeinsamen Wahmehmung von Aufgaben zur
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen insbeson
dere regionale Arbeitsgemeinschaften bilden. § 88
Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 des Zehnten Buches gilt
entsprechend.

§ 26

Gemeinsame Empfehlungen
(1) Die Rehabilitationsträger nach § 6 Absatz 1 Num

mer 1 bis 5 vereinbaren zur Sicherung der Zusammen
arbeit nach § 25 Absatz 1 gemeinsame Empfehlungen.

(2) Die Rehabilitationsträger nach § 6 Absatz 1 Num
mer 1 bis 5 vereinbaren darüber hinaus gemeinsame
Empfehlungen,

1. welche Maßnahmen nach § 3 geeignet sind, um
den Eintritt einer Behinderung zu vermeiden,
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2. in welchen Fällen und in welcher Weise rehabilita
tionsbedürftigen Menschen notwendige Leistungen
zur Teilhabe angeboten werden, insbesondere, um
eine durch eine Chronifizierung von Erkrankungen
bedingte Behinderung zu verhindern,

3. über die einheitliche Ausgestaltung des Teilhabe-
p1 a nverfah rens,

4. in welcher Weise die Bundesagentur für Arbeit nach
§ 54 zu beteiligen ist,

5. wie Leistungen zur Teilhabe nach den § 14 und 15
koordiniert werden,

6. in welcher Weise und in welchem Umfang Selbst
hilfegruppen, -organisationen und -kontaktstellen,
die sich die Prävention, Rehabilitation, Früherken
nung und Bewältigung von Krankheiten und Behin
derungen zum Ziel gesetzt haben, gefördert werden,

7. für Grundsätze der Instrumente zur Ermittlung des
Rehabilitationsbedarfs nach § 13,

8. in welchen Fällen und in welcher Weise der behan
delnde Hausarzt oder Facharzt und der Betriebs-
oder Werksarzt in die Einleitung und Ausführung
von Leistungen zur Teilhabe einzubinden sind,

9. zu einem Informationsaustausch mit Beschäftigten
mit Behinderungen, Arbeitgebern und den in § 166
genannten Vertretungen zur möglichst frühzeitigen
Erkennung des individuellen Bedarfs voraussicht
lich erforderlicher Leistungen zur Teilhabe sowie

10. über ihre Zusammenarbeit mit Sozialdiensten und
vergleichbaren Stellen.

(3) Bestehen für einen Rehabilitationsträger Rah
menempfehlungen auf Grund gesetzlicher Vorschriften
und soll bei den gemeinsamen Empfehlungen von die
sen abgewichen werden oder sollen die gemeinsamen
Empfehlungen Gegenstände betreffen, die nach den
gesetzlichen Vorschriften Gegenstand solcher Rah
menempfehlungen werden sollen, stellt der Rehabili
tationsträger das Einvernehmen mit den jeweiligen
Partnern der Rahmenempfehlungen sicher.

(4) Die Träger der Renten-, Kranken- und Unfallver
sicherung können sich bei der Vereinbarung der ge
meinsamen Empfehlungen durch ihre Spitzenverbände
vertreten lassen. Der Spitzenverband Bund der Kran
kenkassen schließt die gemeinsamen Empfehlungen
auch als Spitzenverband Bund der Pflegekassen ab,
soweit die Aufgaben der Pflegekassen von den ge
meinsamen Empfehlungen berührt sind.

(5) An der Vorbereitung der gemeinsamen Empfeh
lungen werden die Träger der Eingliederungshilfe und
der öffentlichen Jugendhilfe über die Bundesvereinigung
der Kommunalen Spitzenverbände, die Bundesarbeits
gemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe,
die Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter
sowie die Integrationsämter in Bezug auf Leistungen
und sonstige Hilfen für schwerbehinderte Menschen
nach Teil 3 über die Bundesarbeitsgemeinschaft der In
tegrationsämter und Hauptfürsorgestellen beteiligt. Die
Träger der Eingliederungshilfe und der öffentlichen Ju
gendhilfe orientieren sich bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben nach diesem Buch an den vereinbarten Emp
fehlungen oder können diesen beitreten.

(6) Die Verbände von Menschen mit Behinderungen
einschließlich der Verbände der Freien Wohlfahrtspfle
ge, der Selbsthilfegruppen und der Interessenvertretun
gen von Frauen mit Behinderungen sowie die für die
Wahrnehmung der Interessen der ambulanten und sta
tionären Rehabilitationseinrichtungen auf Bundesebene
maßgeblichen Spitzenverbände werden an der Vorbe
reitung der gemeinsamen Empfehlungen beteiligt. Ihren
Anliegen wird bei der Ausgestaltung der Empfehlungen
nach Möglichkeit Rechnung getragen. Die Empfehlun
gen berücksichtigen auch die besonderen Bedürfnisse
von Frauen und Kindern mit Behinderungen oder von
Behinderung bedrohter Frauen und Kinder.

(7) Die beteiligten Rehabilltationsträger vereinbaren
die gemeinsamen Empfehlungen im Rahmen der Bun
desarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation im Beneh
men mit dem Bundesministerium für Arbeit und Sozia
les und den Ländern auf der Grundlage eines von ihnen
innerhalb der Bundesarbeitsgemeinschaft vorbereiteten
Vorschlags. Der oder die Bundesbeauftragte für den
Datenschutz und die lnformationsfreiheit wird beteiligt.
Hat das Bundesministerium für Arbeit und Soziales zu
einem Vorschlag aufgefordert, legt die Bundesarbeits
gemeinschaft für Rehabilitation den Vorschlag inner
halb von sechs Monaten vor. Dem Vorschlag wird ge
folgt, wenn ihm berechtigte Interessen eines Rehabili
tationsträgers nicht entgegenstehen. Einwände nach
Satz 4 sind innerhalb von vier Wochen nach Vorlage
des Vorschlags auszuräumen.

(8) Die Rehabilitationsträger teilen der Bundesar
beitsgemeinschaft für Rehabilitation alle zwei Jahre ihre
Erfahrungen mit den gemeinsamen Empfehlungen mit,
die Träger der Renten-, Kranken- und Unfallversiche
rung über ihre Spitzenverbände. Die Bundesarbeitsge
meinschaft für Rehabilitation stellt dem Bundesministe
rium für Arbeit und Soziales und den Ländern eine Zu
sammenfassung zur Verfügung.

(9) Die gemeinsamen Empfehlungen können durch
die regional zuständigen Rehabilitationsträger konkreti
siert werden.

§ 27

Verordnungsermächtgung

Vereinbaren die Rehabilitationsträger nicht innerhalb
von sechs Monaten, nachdem das Bundesministerium
für Arbeit und Soziales sie dazu aufgefordert hat, ge
meinsame Empfehlungen nach § 26 oder ändern sie
unzureichend gewordene Empfehlungen nicht inner
halb dieser Frist, kann das Bundesministerium für Ar
beit und Soziales mit dem Ziel der Vereinheitlichung
des Verwaltungsvollzugs in dem Anwendungsbereich
der § 25 und 26 Regelungen durch Rechtsverordnung
mit Zustimmung des Bundesrates erlassen. Richten
sich die Regelungen nur an Rehabilitationsträger, die
nicht der Landesaufsicht unterliegen, wird die Rechts
verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates erlas
sen. Soweit sich die Regelungen an die Rehabilitations
träger nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 richten, erlässt das
Bundesministerium für Arbeit und Soziales die Rechts
verordnung im Einvernehmen mit dem Bundesministe
rium für Gesundheit.
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Kapitel 6

Leistungsformen, Beratung

Abschnitt 1
Leistungsformen

§ 28
Ausführung von Leistungen

(1) Der zuständige Rehabilltationsträger kann Leis
tungen zur Teilhabe
1. allein oder gemeinsam mit anderen Leistungsträ

gern,

2. durch andere Leistungsträger oder
3. unter Inanspruchnahme von geeigneten, insbeson

dere auch freien und gemeinnützigen oder privaten
Rehabilitationsdiensten und -einrichtungen nach § 36

ausführen. Der zuständige Rehabilitationsträger bleibt
für die Ausführung der Leistungen verantwortlich. Satz 1
gilt insbesondere dann, wenn der Rehabilitationsträger
die Leistung dadurch wirksamer oder wirtschaftlicher
erbringen kann.

(2) Die Leistungen werden dem Verlauf der Rehabili
tation angepasst und sind darauf ausgerichtet, den
Leistungsberechtigten unter Berücksichtigung der
Besonderheiten des Einzelfalles zügig, wirksam, wirt
schaftlich und auf Dauer eine den Zielen der § 1 und 4
Absatz 1 entsprechende umfassende Teilhabe am
Leben in der Gesellschaft zu ermöglichen.

§ 29
Persönliches Budget

(1) Auf Antrag der Leistungsberechtigten werden
Leistungen zur Teilhabe durch die Leistungsform eines
Persönlichen Budgets ausgeführt, um den Leistungs
berechtigten in eigener Verantwortung ein möglichst
selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen. Bei der Aus
führung des Persönlichen Budgets sind nach Maßgabe
des individuell festgestellten Bedarfs die Rehabilita
tionsträger, die Pflegekassen und die Integrationsämter
beteiligt. Das Persönliche Budget wird von den betei
ligten Leistungsträgern trägerübergreifend als Kom
plexleistung erbracht. Das Persönliche Budget kann
auch nicht trägerübergreifend von einem einzelnen
Leistungsträger erbracht werden. Budgetfähig sind
auch die neben den Leistungen nach Satz 1 erforder
lichen Leistungen der Krankenkassen und der Pflege-
kassen, Leistungen der Träger der Unfallversicherung
bei Pflegebedürftigkeit sowie Hilfe zur Pflege der So
zialhilfe, die sich auf alltägliche und regelmäßig wieder
kehrende Bedarfe beziehen und als Geldleistungen
oder durch Gutscheine erbracht werden können- An
die Entscheidung sind die Leistungsberechtigten für
die Dauer von sechs Monaten gebunden.

(2) Persönliche Budgets werden in der Regel als
Geldleistung ausgeführt, bei laufenden Leistungen mo
natlich. In begründeten Fällen sind Gutscheine aus
zugeben. Mit der Auszahlung oder der Ausgabe von
Gutscheinen an die Leistungsberechtigten gilt deren
Anspruch gegen die beteiligten Leistungsträger inso
weit als erfüllt. Das Bedarfsermittlungsverfahren für lau
fende Leistungen wird in der Regel im Abstand von
zwei Jahren wiederholt. In begründeten Fällen kann

davon abgewichen werden. Persönliche Budgets wer
den auf der Grundlage der nach Kapitel 4 getroffenen
Feststellungen so bemessen, dass der individuell fest
gestellte Bedarf gedeckt wird und die erforderliche Be
ratung und Unterstützung erfolgen kann. Dabei soll die
Höhe des Persönlichen Budgets die Kosten aller bisher
individuell festgestellten Leistungen nicht überschrei
ten, die ohne das Persönliche Budget zu erbringen
sind. § 35a des Elften Buches bleibt unberührt.

(3) Werden Leistungen zur Teilhabe in der Leistungs
form des Persönlichen Budgets beantragt, ist der nach
§ 14 leistende Rehabilitationsträger für die Durchfüh
rung des Verfahrens zuständig. Satz 1 findet entspre
chend Anwendung auf die Pflegekassen und die Inte
grationsämter. Enthält das Persönliche Budget Leis
tungen, für die der Leistungsträger nach den Sätzen 1
und 2 nicht Leistungsträger nach § 6 Absatz 1 sein
kann, leitet er den Antrag insoweit unverzüglich dem
nach seiner Auffassung zuständigen Leistungsträger
nach § 15 zu.

(4) Der Leistungsträger nach Absatz 3 und die Leis
tungsberechtigten schließen zur Umsetzung des Per
sönlichen Budgets eine Zielvereinbarung ab. Sie enthält
mindestens Regelungen über
1. die Ausrichtung der individuellen Förder- und Leis

tungsziele,

2. die Erforderlichkeit eines Nachweises zur Deckung
des festgestellten individuellen Bedarfs,

3. die Qualitätssicherung sowie
4. die Höhe der Teil- und des Gesamtbudgets.
Satz 1 findet keine Anwendung, wenn allein Pflegekas
sen Leistungsträger nach Absatz 3 sind und sie das
Persönliche Budget nach Absatz 1 Satz 4 erbringen.
Die Beteiligten, die die Zielvereinbarung abgeschlossen
haben, können diese aus wichtigem Grund mit soforti
ger Wirkung schriftlich kündigen, wenn ihnen die Fort
setzung der Vereinbarung nicht zumutbar ist. Ein wich
tiger Grund kann für die Leistungsberechtigten insbe
sondere in der persönlichen Lebenssituation liegen. Für
den Leistungsträger kann ein wichtiger Grund dann vor
liegen, wenn die Leistungsberechtigten die Vereinba
rung, insbesondere hinsichtlich des Nachweises zur
Bedarfsdeckung und der Qualitätssicherung nicht ein
halten. Im Fall der Kündigung der Zielvereinbarung wird
der Verwaltungsakt aufgehoben. Die Zielvereinbarung
wird im Rahmen des Bedarfsermfttlungsverfahrens für
die Dauer des Bewilligungszeitraumes der Leistungen
in Form des Persönlichen Budgets abgeschlossen.

§ 30
Verordnungsermächtigung

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministe
rium für Gesundheit durch Rechtsverordnung mit Zu
stimmung des Bundesrates Näheres zum Inhalt und
zur Ausführung des Persönlichen Budgets, zum Verfah
ren sowie zur Zuständigkeit bei Beteiligung mehrerer
Rehabilitationsträger zu regeln.

§ 31

Leistungsort
Sach- und Dienstleistungen können auch im Ausland

erbracht werden, wenn sie dort bei zumindest gleicher
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Qualität und Wirksamkeit wirtschaftlicher ausgeführt
werden können. Leistungen zur Teilhabe am Arbeits
leben können im grenznahen Ausland auch ausgeführt
werden, wenn sie für die Aufnahme oder Ausübung
einer Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit erfor
derlich sind.

Abschnitt 2

Beratung

§ 32
Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung

(1) Zur Stärkung der Selbstbestimmung von Men
schen mit Behinderungen und von Behinderung be
drohter Menschen fördert das Bundesministerium für
Arbeit und Soziales eine von Leistungsträgern und
Leistungserbringern unabhängige ergänzende Bera
tung als niedrigschwelliges Angebot, das bereits im
Vorfeld der Beantragung konkreter Leistungen zur Ver
fügung steht. Dieses Angebot besteht neben dem An
spruch auf Beratung durch die Rehabilitationsträger.

(2) Das ergänzende Angebot erstreckt sich auf die
Information und Beratung über Rehabilitations- und
Teilhabeleistungen nach diesem Buch. Die Rehabilita
tionsträger informieren im Rahmen der vorhandenen
Beratungsstrukturen und ihrer Beratungspflicht über
dieses ergänzende Angebot.

(3) Bei der Förderung von Beratungsangeboten ist
die von Leistungsträgern und Leistungserbringern un
abhängige ergänzende Beratung von Betroffenen für
Betroffene besonders zu berücksichtigen.

(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales
erlässt eine Förderrichtlinie, nach deren Maßgabe die
Dienste gefördert werden können, welche ein unabhän
giges ergänzendes Beratungsangebot anbieten. Das
Bundesministerium für Arbeit und Soziales entscheidet
im Benehmen mit der zuständigen obersten Landes
behörde über diese Förderung.

(5) Die Förderung erfolgt aus Bundesmitteln und ist
bis zum 31. Dezember 2022 befristet. Die Bundesregie
rung berichtet den gesetzgebenden Körperschaften
des Bundes bis zum 30. Juni 2021 über die Einführung
und Inanspruchnahme der ergänzenden unabhängigen
Teilhabeberatung.

§ 33
Pflichten der Personensorgeberechtigten

Eltern, Vormünder, Pfleger und Betreuer, die bei den
ihnen anvertrauten Personen Beeinträchtigungen ( 2
Absatz 1) wahrnehmen oder durch die in § 34 genann
ten Personen hierauf hingewiesen werden, sollen im
Rahmen ihres Erziehungs- oder Betreuungsauftrags
diese Personen einer Beratungsstelle nach § 32 oder
einer sonstigen Beratungsstelle für Rehabilitation zur
Beratung über die geeigneten Leistungen zur Teilhabe
vorstellen.

§ 34

Sicherung der
Beratung von Menschen mit Behinderungen

(1) Die Beratung durch Ärzte, denen eine Person
nach § 33 vorgestellt wird, erstreckt sich auf geeignete
Leistungen zur Teilhabe. Dabei weisen sie auf die Mög

lichkeit der Beratung durch die Beratungsstellen der
Rehabilitationsträger hin und informieren über wohnort-
nahe Angebote zur Beratung nach § 32. Werdende
Eltern werden außerdem auf den Beratungsanspruch
bei den Schwangerschaftsberatungsstellen hingewie
sen.

(2) Nehmen Hebammen, Entbindungspfleger, medi
zinisches Personal außer Ärzten, Lehrer, Sozialarbeiter,
Jugendleiter und Erzieher bei der Ausübung ihres
Berufs Behinderungen wahr, weisen sie die Personen
sorgeberechtigten auf die Behinderung und auf ent
sprechende Beratungsangebote nach § 32 hin.

(3) Nehmen medizinisches Personal außer Ärzten
und Sozialarbeiter bei der Ausübung ihres Berufs Be
hinderungen bei volljährigen Personen wahr, empfehlen
sie diesen Personen oder ihren bestellten Betreuern,
eine Beratungsstelle für Rehabilitation oder eine ärzt
liche Beratung über geeignete Leistungen zur Teilhabe
aufzusuchen.

§ 35

Landesärzte
(1) In den Ländern können Landesärzte bestellt wer

den, die über besondere Erfahrungen in der Hilfe für
Menschen mit Behinderungen und von Behinderung
bedrohte Menschen verfügen.

(2) Die Landesärzte haben insbesondere folgende
Aufgaben:

1. Gutachten für die Landesbehörden, die für das Ge
sundheitswesen und die Sozialhilfe zuständig sind,
sowie für die zuständigen Träger der Sozialhilfe in
besonders schwierig gelagerten Einzelfällen oder in
Fällen von grundsätzlicher Bedeutung zu erstatten,

2. die für das Gesundheitswesen zuständigen obersten
Landesbehörden beim Erstellen von Konzeptionen,
Situations- und Bedarfsanalysen und bei der Lan
desplanung zur Teilhabe von Menschen mit Behin
derungen und von Behinderung bedrohter Men
schen zu beraten und zu unterstützen sowie selbst
entsprechende Initiativen zu ergreifen und

3. die für das Gesundheitswesen zuständigen Landes
behörden über Art und Ursachen von Behinderun
gen und notwendige Hilfen sowie über den Erfolg
von Leistungen zur Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen und von Behinderung bedrohter
Menschen regelmäßig zu unterrichten.

Kapitel 7

Struktur, Qualitätssichewng und Verträge

§ 36
Rehabilitationsdienste und -einrichtungen

(1) Die Rehabilitationsträger wirken gemeinsam un
ter Beteiligung der Bundesregierung und der Landes-
regierungen darauf hin, dass die fachlich und regional
erforderlichen Rehabilitationsdienste und -einrichtun
gen in ausreichender Anzahl und Qualität zur Verfügung
stehen. Dabei achten die Rehabilitationsträger darauf,
dass für eine ausreichende Anzahl von flehabilitations
diensten und -einrichtungen keine Zugangs- und Korn
munikationsbarrieren bestehen. Die Verbände von
Menschen mit Behinderungen einschließlich der Ver
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bände der Freien Wohlfahrtspflege, der Selbsthilfegrup
pen und der Interessenvertretungen von Frauen mit
Behinderungen sowie die für die Wahrnehmung der
Interessen der ambulanten und stationären Rehabilita
tionseinrichtungen auf Bundesebene maßgeblichen
Spitzenverbände werden beteiligt.

(2) Nehmen Rehabilitationsträger zur Ausführung
von Leistungen Rehabilitationsdienste und -einrichtun
gen in Anspruch, erfolgt die Auswahl danach, wer die
Leistung in der am besten geeigneten Form ausführt.
Dabei werden Rehabilitationsdienste und -einrichtun
gen freier oder gemeinnütziger Träger entsprechend
ihrer Bedeutung für die Rehabilitation und Teilhabe
von Menschen mit Behinderungen berücksichtigt und
die Vielfalt der Träger gewahrt sowie deren Selbstän
digkeit, Selbstverständnis und Unabhängigkeit beach
tet. § 51 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 ist anzuwenden.

(3) Rehabilitationsträger können nach den für sie
geltenden Rechtsvorschriften Rehabilitationsdienste
oder -einrichtungen fördern, wenn dies zweckmäßig
ist und die Arbeit dieser Dienste oder Einrichtungen in
anderer Weise nicht sichergestellt werden kann.

(4) Rehabilitationsdienste und -einrichtungen mit
gleicher Aufgabenstellung sollen Arbeitsgemeinschaf
ten bilden.

§ 37

Qualitätssicherung, Zertifizierung
(1) Die Rehabilitationsträger nach § 6 Absatz 1 Num

mer 1 bis 5 vereinbaren gemeinsame Empfehlungen zur
Sicherung und Weiterentwicklung der Qualität der Leis
tungen, insbesondere zur barrierefreien Leistungser
bringung, sowie für die Durchführung vergleichender
Qualitätsanalysen als Grundlage für ein effektives Qua
litätsmanagement der Leistungserbringer. § 26 Absatz 4
ist entsprechend anzuwenden. Die Rehabilitationsträ
ger nach § 6 Absatz 1 Nummer 6 und 7 können den
Empfehlungen beitreten.

(2) Die Erbringer von Leistungen stellen ein Quali
tätsmanagement sicher, das durch zielgerichtete und
systematische Verfahren und Maßnahmen die Qualität
der Versorgung gewährleistet und kontinuierlich ver
bessert. Stationäre Rehabilitationseinrichtungen haben
sich an dem Zertifizierungsverfahren nach Absatz 3 zu
beteiligen.

(3) Die Spitzenverbände der Rehabilitationsträger
nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 und 3 bis 5 vereinbaren
im Rahmen der Bundesarbeitsgemeinschaft für Reha
bilitation grundsätzliche Anforderungen an ein einrich
tungsinternes Qualitätsmanagement nach Absatz 2
Satz 1 sowie ein einheitliches, unabhängiges Zertifizie
rungsverfahren, mit dem die erfolgreiche Umsetzung
des Qualitätsmanagements in regelmäßigen Abständen
nachgewiesen wird. Den für die Wahrnehmung der In
teressen der stationären Rehabilitationseinrichtungen
auf Bundesebene maßgeblichen Spitzenverbänden so
wie den Verbänden von Menschen mit Behinderungen
einschließlich der Verbände der Freien Wohlfahrtspfle
ge, der Selbsthilfegruppen und der Interessenvertretun
gen von Frauen mit Behinderungen ist Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben. Stationäre Rehabilitationsein
richtungen sind nur dann als geeignet anzusehen, wenn
sie zertifiziert sind.

(4) Die Rehabilitationsträger können mit den Einrich
tungen, die für sie Leistungen erbringen, über Absatz 1
hinausgehende Anforderungen an die Qualität und das
Qualitätsmanagement vereinbaren.

(5) In Rehabilitationseinrichtungen mit Vertretungen
der Menschen mit Behinderungen sind die nach Ab
satz 3 Satz 1 zu erstellenden Nachweise über die Um
setzung des Qualitätsmanagernents diesen Vertretun
gen zur Verfügung zu stellen.

(6) § 26 Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden für
Vereinbarungen auf Grund gesetzlicher Vorschriften für
die Rehabilitationsträger.

§ 38

Verträge mit Leistungserbringern
(1) Verträge mit Leistungserbringern müssen insbe

sondere folgende Regelungen über die Ausführung von
Leistungen durch Rehabilitationsdienste und -einrich
tungen, die nicht in der Trägerschaft eines Rehabilita
tionsträgers stehen, enthalten:
1. Qualitätsanforderungen an die Ausführung der Leis

tungen, das beteiligte Personal und die begleitenden
Fachdienste,

2. die Übernahme von Grundsätzen der Rehabilita
tionsträger zur Vereinbarung von Vergütungen,

3. Rechte und Pflichten der Teilnehmer, soweit sich
diese nicht bereits aus dem Rechtsverhältnis erge
ben, das zwischen ihnen und dem Rehabilitations
träger besteht,

4. angemessene Mitwirkungsmöglichkeiten der Teil
nehmer an der Ausführung der Leistungen,

5. Regelungen zur Geheimhaltung personenbezogener
Daten,

6. Regelungen zur Beschäftigung eines angemessenen
Anteils von Frauen mit Behinderungen, insbeson
dere Frauen mit Schwerbehinderungen sowie

7. das Angebot, Beratung durch den Träger der öffent
lichen Jugendhilfe bei gewichtigen Anhaltspunkten
für eine Kindeswohlgefährdung in Anspruch zu neh
men.

(2) Die Bezahlung tarifvertraglich vereinbarter Vergü
tungen sowie entsprechender Vergütungen nach kirch
lichen Arbeitsrechtsregelungen kann bei Verträgen auf
der Grundlage dieses Buches nicht als unwirtschaftlich
abgelehnt werden. Auf Verlangen des Rehabilitations
trägers ist die Zahlung von Vergütungen nach Satz 1
nachzuweisen.

(3) Die Rehabilitationsträger wirken darauf hin, dass
die Verträge nach einheitlichen Grundsätzen abge
schlossen werden. Dabei sind einheitliche Grundsätze
der Wirksamkeit, Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlich
keit zu berücksichtigten. Die Rehabilitationsträger kön
nen über den Inhalt der Verträge gemeinsame Empfeh
lungen nach § 26 vereinbaren. Mit den Arbeitsgemein
schaften der Rehabilitationsdienste und -einrichtungen
können sie Rahmenverträge schließen. Der oder die
Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die lnfor
mationsfreiheit wird beteiligt.

(4) Absatz 1 Nummer 1 und 3 bis 6 wird für eigene
Einrichtungen der Rehabilitationsträger entsprechend
angewendet.
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Kapitel 8

Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation

§ 39

Aufgaben
(1) Die Rehabilitationsträger nach § 6 Absatz 1 Num

mer 1 bis 5 gestalten und organisieren die trägerüber
greifende Zusammenarbeit zur einheitlichen personen
zentrierten Gestaltung der Rehabilitation und der Leistun
gen zur Teilhabe im Rahmen einer Arbeitsgemeinschaft
nach § 94 des Zehnten Buches. Sie trägt den Namen
„Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation“.

(2) Die Aufgaben der Bundesarbeitsgemeinschaft für
Rehabilitation sind insbesondere
1. die Beobachtung der Zusammenarbeit der Rehabili

tationsträger und die regelmäßige Auswertung und
Bewertung der Zusammenarbeit; hierzu bedarf es
a) der Erstellung von gemeinsamen Grundsätzen für

die Erhebung von Daten, die der Aufbereitung
und Bereitstellung von Statistiken über das Reha
bilitationsgeschehen der Träger und ihrer Zusam
menarbeit dienen,

b) der Datenaufbereitung und Bereitstellung von
Statistiken über das Rehabilitationsgeschehen
der Träger und ihrer Zusammenarbeit und

c) der Erhebung und Auswertung nicht personenbe
zogener Daten über Prozesse und Abläufe des
Rehabilitationsgeschehens aus dem Aufgaben-
feld der medizinischen und beruflichen Rehabili
tation der Sozialversicherung mit Zustimmung
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales,

2. die Erarbeitung von gemeinsamen Grundsätzen zur
Bedarfserkennung, Bedartsermittlung und Koordi
nierung von Rehabilitationsmaßnahmen und zur trä
gerübergreifenden Zusammenarbeit,

3. die Erarbeitung von gemeinsamen Empfehlungen
zur Sicherung der Zusammenarbeit nach § 25,

4. die trägerübergreifende Fort- und Weiterbildung zur
Unterstützung und Umsetzung trägerübergreifender
Kooperation und Koordination,

5. die Erarbeitung trägerübergreifender Beratungsstan
dards und Förderung der Weitergabe von eigenen
Lebenserfahrungen an andere Menschen mit Behin
derungen durch die Beratungsmethode des Peer
Counseling,

6. die Erarbeitung von Oualitätskriterien zur Sicherung
der Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität im trä
gerübergreifenden Rehabilitationsgeschehen und
lnitiierung von deren Weiterentwicklung,

7. die Förderung der Partizipation Betroffener durch
stärkere Einbindung von Selbsthilfe- und Selbst
vertretungsorganisationen von Menschen mit Behin
derungen in die konzeptionelle Arbeit der Bundes-
arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation und deren
Organe,

8. die Öffentlichkeitsarbeit zur Inklusion und Rehabili
tation sowie

9. die Beobachtung und Bewertung der Forschung zur
Rehabilitation sowie Durchführung trägerübergrei
fender Forschungsvorhaben.

§ 40

Rechtsaufsicht
Die Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation

untersteht der Rechtsaufsicht des Bundesministeriums
für Arbeit und Soziales.

§ 41
Teilhabeverfahrensbericht

(1) Die Rehabilitationsträger nach § 6 Absatz 1 er-
fassen

1. die Anzahl der gestellten Anträge auf Leistungen
zur Rehabilitation und Teilhabe differenziert nach
Leistungsgruppen im Sinne von § 5 Nummer 1, 2,
4 und 5,

2. die Anzahl der Weiterleitungen nach § 14 Absatz 1
Satz 2,

3. in wie vielen Fällen
a) die Zweiwochenfrist nach § 14 Absatz 1 Satz 1,
b) die Dreiwochenfrist nach § 14 Absatz 2 Satz 2

sowie

c) die Zweiwochenfrist nach § 14 Absatz 2 Satz 3
nicht eingehalten wurde,

4. die durchschnittliche Zeitdauer zwischen Erteilung
des Gutachtenauftrages in Fällen des § 14 Absatz 2
Satz 3 und der Vorlage des Gutachtens,

5. die durchschnittliche Zeitdauer zwischen Antrags-
eingang beim leistenden Rehabilitationsträger und
der Entscheidung nach den Merkmalen der Erledi
gung und der Bewilligung,

6. die Anzahl der Ablehnungen von Anträgen sowie
der nicht vollständigen Bewilligung der beantragten
Leistungen,

7. die durchschnittliche Zeitdauer zwischen dem Da
tum des Bewilligungsbescheides und dem Beginn
der Leistungen mit und ohne Teilhabeplanung nach
§ 19, wobei in den Fällen, in denen die Leistung von
einem Rehabilitationsträger nach § 6 Absatz 1
Nummer 1 erbracht wurde, das Merkmal „mit und
ohne Teilhabeplanung nach § 19“ nicht zu erfassen
ist,

6. die Anzahl der trägerübergreifenden Teilhabepla
nungen und Teilhabeplankonferenzen,

9. die Anzahl der nachträglichen Änderungen und
Fortschreibungen der Teilhabepläne einschließlich
der durchschnittlichen Geltungsdauer des Teilha
beplanes,

10. die Anzahl der Erstattungsverfahren nach § 16 Ab
satz 2 Satz 2,

11. die Anzahl der beantragten und bewilligten Leistun
gen in Form des Persönlichen Budgets,

12. die Anzahl der beantragten und bewilligten Leistun
gen in Form des trägerübergreifenden Persönlichen
Budgets,

13. die Anzahl der Mitteilungen nach § 18 Absatz 1,
14. die Anzahl der Anträge auf Erstattung nach § 18

nach den Merkmalen „Bewilligung“ oder ‚Ableh
nung“,

15. die Anzahl der Rechtsbehelfe sowie der erfolg
reichen Rechtsbehelfe aus Sicht der Leistungs
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berechtigten jeweils nach den Merkmalen „Wider
spruch“ und „Klage“,

16. die Anzahl der Leistungsberechtigten, die sechs
Monate nach dem Ende der Maßnahme zur Teil
habe am Arbeitsleben eine sozialversicherungs
pflichtige Beschäftigung aufgenommen haben, so
weit die Maßnahme von einem Rehabilitationsträ
ger nach § 6 Absatz 1 Nummer 2 bis 7 erbracht
wurde.

(2) Die Rehabilitationsträger nach § 6 Absatz 1 Num
mer 1 bis 5 melden jährlich die im Berichtsjahr nach
Absatz 1 erfassten Angaben an ihre Spitzenverbände,
die Rehabilitationsträger nach § 6 Absatz 1 Nummer 6
und 7 jeweils über ihre obersten Landesjugend- und
Sozialbehörden, zur Weiterleitung an die Bundesar
beitsgemeinschaft für Rehabilitation in einem mit ihr
technisch abgestimmten Datenformat. Die Bundes-
arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation wertet die Anga
ben unter Beteiligung der Rehabilitationsträger aus und
erstellt jährlich eine gemeinsame Übersicht. Die Erfas
sung der Angaben soll mit dem 1. Januar 201 8 begin
nen und ein Kalenderjahr umfassen. Der erste Bericht
ist 2019 zu veröffentlichen.

(3) Der Bund erstattet der Bundesarbeitsgemein
schaft für Rehabilitation die notwendigen Aufwendun
gen für folgende Tätigkeiten:

1. die Bereitstellung von Daten,
2. die Datenaufarbeitung und
3. die Auswertungen über das Rehabilitationsgesche

hen.

Kapitel 9

Leistungen zur medizinischen Rehabilitation

§ 42

Leistungen zur medizinischen Rehabilitation
(1) Zur medizinischen Rehabilitation von Menschen

mit Behinderungen und von Behinderung bedrohter
Menschen werden die erforderlichen Leistungen er
bracht, um

1. Behinderungen einschließlich chronischer Krank
heiten abzuwenden, zu beseitigen, zu mindern, aus
zugleichen. eine Verschlimmerung zu verhüten oder

2. Einschränkungen der Erwerbsfähigkeit und Pflege-
bedürftigkeit zu vermeiden, zu überwinden, zu min
dern, eine Verschlimmerung zu verhindern sowie den
vorzeitigen Bezug von laufenden Sozialleistungen zu
verhüten oder laufende Sozialleistungen zu mindern.
(2) Leistungen zur medizinischen Rehabilitation um

fassen insbesondere

1. Behandlung durch Ärzte, Zahnärzte und Angehörige
anderer Heilberufe, soweit deren Leistungen unter
ärztlicher Aufsicht oder auf ärztliche Anordnung aus
geführt werden, einschließlich der Anleitung, eigene
Heilungskräfte zu entwickeln,

2. Früherkennung und Frühförderung für Kinder mit Be
hinderungen und von Behinderung bedrohte Kinder,

3. Arznei- und Verbandsmittel,
4. Heilmittel einschließlich physikalischer, Sprach- und

Beschäftigungstherapie,

5. Psychotherapie als ärztliche und psychotherapeuti
sche Behandlung,

6. Hilfsmittel sowie

7. Belastungserprobung und Arbeitstherapie.
(3) Bestandteil der Leistungen nach Absatz 1 sind

auch medizinische, psychologische und pädagogische
Hilfen, soweit diese Leistungen im Einzelfall erforderlich
sind, um die in Absatz 1 genannten Ziele zu erreichen.
Solche Leistungen sind insbesondere
1. Hilfen zur Unterstützung bei der Krankheits- und Be

h nderu ngsverarbeitung

2. Hilfen zur Aktivierung von Selbsthilfepotentialen,
3. die Information und Beratung von Partnern und An

gehörigen sowie von Vorgesetzten und Kollegen,
wenn die Leistungsberechtigten dem zustimmen,

4. die Vermittlung von Kontakten zu örtlichen Selbst
hilfe- und Beratungsmöglichkeiten,

5. Hilfen zur seelischen Stabilisierung und zur Förde
rung der sozialen Kompetenz, unter anderem durch
Training sozialer und kommunikativer Fähigkeiten
und im Umgang mit Krisensituationen,

6. das Training lebenspraktischer Fähigkeiten sowie
7. die Anleitung und Motivation zur Inanspruchnahme

von Leistungen der medizinischen Rehabilitation.

§ 43
Krankenbehandlung und Rehabilitation

Die in § 42 Absatz 1 genannten Ziele und § 12 Ab
satz 1 und 3 sowie § 19 gelten auch bei Leistungen der
Krankenbehandlung.

§ 44
Stufenweise Wiedereingliederung

Können arbeitsunfähige Leistungsberechtigte nach
ärztlicher Feststellung ihre bisherige Tätigkeit teilweise
ausüben und können sie durch eine stufenweise Wie
deraufnahme ihrer Tätigkeit voraussichtlich besser wie
der in das Erwerbsleben eingegliedert werden, sollen
die medizinischen und die sie ergänzenden Leistungen
mit dieser Zielrichtung erbracht werden.

§ 45

Förderung der Selbsthilfe
Selbsthilfegruppen, Selbsthilfeorganisationen und

Selbsthilfekontaktstellen, die sich die Prävention, Re
habilitation, Früherkennung, Beratung, Behandlung
und Bewältigung von Krankheiten und Behinderungen
zum Ziel gesetzt haben, sollen nach einheitlichen
Grundsätzen gefördert werden. Die Daten der Rehabili
tationsträger über Art und Höhe der Förderung der
Selbsthilfe fließen in den Bericht der Bundesarbeitsge
meinschaft für Rehabilitation nach § 41 ein.

§ 46

Früherkennung und Frühförderung
(1) Die medizinischen Leistungen zur Früherkennung

und Frühförderung für Kinder mit Behinderungen und
von Behinderung bedrohte Kinder nach § 42 Absatz 2
Nummer 2 umfassen auch

Das Bundesgesetzbiatt im Internet: w.bundesgesetzblaft.de Ein Service des Bundesanzeiger Verlag: www.bundesanzeiger-verlag.de BundeWnZI9•r
h-. Verlag



3252 BundesgesetzblattJahrgang2016 Teil 1 Nr. 66, ausgegebenzu Bonn am 29. Dezember2016

1. die medizinischenLeistungender fachübergreifend
arbeitendenDiensteund Einrichtungensowie

2. nichtärztliche sozialpädiatrische, psychologische,
heilpädagogische,psychosozialeLeistungen und
die Beratung der Erziehungsberechtigten,auch in
fachübergreifendarbeitendenDienstenund Einrich
tungen, wenn sie unter ärztlicher Verantwortung
erbrachtwerdenund erforderlich sind, um eine dro
hendeoder bereits eingetreteneBehinderungzum
frühestmöglichenZeitpunkt zu erkennenund einen
individuellen Behandlungsplanaufzustellen.
(2) Leistungen zur Früherkennungund Frühförde

rung für Kinder mit Behinderungenund von Behinde
rung bedrohteKinder umfassenweiterhin nichtärztliche
therapeutische, psychologische, heilpädagogische,
sonderpädagogische,psychosozialeLeistungen und
die Beratung der Erziehungsberechtigtendurch inter
disziplinäre Frühförderstellenoder nach Landesrecht
zugelasseneEinrichtungenmit vergleichbareminterdis
ziplinärem Förder-, Behandlungs-und Beratungsspek
trum. Die Leistungensind erforderlich, wenn sie eine
drohendeoder bereits eingetreteneBehinderungzum
frühestmöglichenZeitpunkt erkennenhelfen oder die
eingetreteneBehinderungdurch gezielte Förder- und
Behandlungsmaßnahmenausgleichenodermildern.

(3) LeistungennachAbsatz 1 werden in Verbindung
mit heilpädagogischenLeistungennach § 79 als Kom
plexlelstung erbracht. Die Komplexleistung umfasst
auch Leistungenzur Sicherungder Interdisziplinarität.
Maßnahmenzur Komplexleistung können gleichzeitig
oder nacheinandersowie in unterschiedlicherund ge
gebenenfallswechselnderIntensitätab Geburt bis zur
EinschulungeinesKindes mit Behinderungenoderdro
henderBehinderungerfolgen.

(4) In den Landesrahmenvereinbaningenzwischen
den beteiligtenRehabilitationsträgernund den Verbän
den der Leistungserbringerwird Folgendesgeregelt:
1. die Anforderungen an interdisziplinäre Frühförder

stellen, nach LandesrechtzugelasseneEinrichtun
gen mit vergleichbareminterdisziplinäremFörder-,
Behandlungs-und Beratungsspektrumund sozial
pädiatrischeZentren zu Mindeststandards,Berufs
gruppen,Personalausstattung,sachlicherund räum
licher Ausstattung,

2. die Dokumentationund Qualitätssicherung,
3. der Ort der Leistungserbringungsowie
4. die Vereinbarungund Abrechnungder Entgelte für

die als Komplexleistungnach Absatz 3 erbrachten
Leistungenunter Berücksichtigungder Zuwendun
gen Dritter, insbesondereder Länder, für Leistungen
nach der Verordnungzur Früherkennungund Früh-
förderung.

(5) Die RehabilitationsträgerschließenVereinbarun
genüberdie pauschalierteAufteilung dernachAbsatz4
Nummer4 vereinbartenEntgeltefür Komplexleistungen
auf der Grundlage der Leistungszuständigkeitnach
Spezialisierungund Leistungsprofil des Dienstesoder
der Einrichtung, insbesondereden vertretenenFachdis
ziplinen und dem Diagnosespektrumder leistungs
berechtigtenKinder. RegionaleGegebenheitenwerden
berücksichtigt.Der Anteil der Entgelte,der auf die für
die Leistungennach§ 6 derVerordnungzur Fhiherken
nung und Frühfördewng jeweils zuständigenTräger

entfällt, darf für Leistungenin interdisziplinärenFrühför
derstellen oder in nach Landesrechtzugelassenen
Einrichtungen mit vergleichbarem interdisziplinärem
Förder-, Behandlungs-und Beratungsspektrum65 Pro
zent und in sozialpädiatrischenZentren 20 Prozent
nicht überschreiten.Landesrechtkann andereals pau
schaleAbrechnungenvorsehen.

(6) Kommen Landesrahmenvereinbarungennach
Absatz 4 bis zum 31. Juli 2019 nicht zustande,sollen
die LandesregierungenRegelungendurch Rechtsver
ordnungentsprechendAbsatz4 Nummer 1 bis 3 treffen.

§ 47
Hilfsmittel

(1) Hilfsmittel (Körperersatzstückesowie orthopä
dische und andere Hilfsmittel) nach § 42 Absatz 2
Nummer6 umfassendie Hilfen, die von den Leistungs
berechtigtengetragenoder mitgeführt oder bei einem
Wohnungswechselmitgenommenwerden können und
unter Berücksichtigungder Umständedes Einzelfalles
erforderlichsind, um
1. einer drohendenBehinderungvorzubeugen,
2. den Erfolg einer Heilbehandlungzu sichernoder
3. eine Behinderungbei der Befriedigung von Grund-

bedürfnissendes täglichen Lebens auszugleichen,
soweit die Hilfsmittel nicht allgemeineGebrauchsge
genständedestäglichen Lebenssind.
(2) Der Anspruch auf Hilfsmittel umfasst auch die

notwendigeÄnderung, Instandhaltung,Ersatzbeschaf
fung sowie die Ausbildung im Gebrauchder Hilfsmittel.
Der Rehabilitationsträgersoll
1. vor einer Ersatzbeschattungprüfen, ob eine Ände

rung oder Instandsetzungvon bisher benutzten
Hilfsmitteln wirtschaftlicher und gleich wirksam ist
und

2. die Bewilligung der Hilfsmittel davon abhängigma
chen, dassdie Leistungsberechtigtensich die Hilfs
mittel anpassenodersich in ihrem Gebrauchausbil
den lassen.
(3) Wählen Leistungsberechtigteein geeignetes

Hilfsmittel in einer aufwendigerenAusführung als not
wendig, tragensie die Mehrkostenselbst.

(4) Hilfsmittel können auch leihweise überlassen
werden.In diesemFall gelten die Absätze2 und 3 ent
sprechend.

§ 48
Verordnungsermächtigungen

Das Bundesministeriumfür Arbeit und Sozialeswird
ermächtigt,im Einvernehmenmit dem Bundesministe
rium für Gesundheitdurch Rechtsverordnungmit Zu
stimmungdesBundesratesNähereszu regeln
1. zur Abgrenzungder in § 46 genanntenLeistungen

und derweiterenLeistungendieserDiensteund Ein
richtungenund

2. zur Auswahl der im Einzelfall geeignetenHilfsmittel,
insbesonderezum Verfahren, zur Eignungsprüfung,
Dokumentation und leihweisen Überlassung der
Hilfsmittel sowie zur Zusammenarbeitder anderen
Rehabilitationsträgermit den orthopädischenVer
sorgungsstellen.
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